
3400 Liechtensteiner profitieren von 13. Rente aus der Schweiz 
Mehr als ein Viertel der AHV-Bezüger in Liechtenstein erhalten ihre Rente aus der Schweiz. Sie dürfen sich bald über mehr Geld freuen. 

Mehrere Tausend Liechtenstei-
ner dürften die jüngste Abstim-
mung in der Schweiz mit Span-
nung verfolgt haben: Denn sie 
profitieren ab 2026 oder zu-
mindest in Zukunft direkt von 
der Einführung der 13. AHV-
Rente, die die Eidgenossen am 
3. März mit einer Mehrheit von 
58 Prozent abgesegnet haben.  

Während Ende Dezember 
2022 knapp 9200 Einwohner 
eine AHV-Rente aus Liech- 
tenstein bezogen, erhielten 
nämlich immerhin 3436 Perso-
nen ihre Altersrente aus der 
Schweiz, wie eine «Vaterland»-
Anfrage beim Bundesamt für 
Sozialversicherungen (BSV) er-
gab. Aktuellere Zahlen liegen 
noch nicht vor. Davon sind 
knapp die Hälfte Schweizer 
Staatsbürger (1639), weitere 
1361 sind gebürtige Liechten-
steiner, die in der Schweiz gear-
beitet haben. Zudem leben  
107 Deutsche und 170 Öster-
reicher von einer Schweizer  
AHV-Rente im Fürstentum. Die 
Schweiz zahlt so jährlich rund 
24,8 Millionen Franken an Ren-
ten nach Liechtenstein aus. Zu-
sätzlich erhalten 335 Liechten-
steiner Staatsbürger mit Wohn-
sitz im Ausland eine Schweizer 
AHV-Rente, der überwiegende 
Teil davon lebt in der Schweiz. 

Während dieser Personen-
kreis bereits im nächsten Jahr 

von den Neuerungen profitie-
ren wird, haben die heuti- 
gen Erwerbstätigen zumindest 
Aussicht auf eine bessere Ren-
te. Rund 2500 Einwohner pen-
deln für die Arbeit in die 
Schweiz, wie ein Blick in die  
Erwerbstätigenstatistik 2022 
zeigt. Für den Grossteil liegt 
die Pension noch in weiter Fer-
ne, um die 400 Personen sind 
zwischen 55 und 64 Jahren alt. 
Konkrete Zahlen zum Alter der 
Wegpendler in die Schweiz 

weist die Statistik allerdings 
nicht aus. 

Gefälle zu Liechtensteiner 
AHV-Rente befürchtet 
Liechtensteiner, die in der 
Schweiz gearbeitet haben, müs-
sen also nicht mehr neidisch auf 
die inländischen Pensionisten 
blicken, die schon seit 1998 eine 
13. AHV-Rente erhalten. Die 
Schweizer Mindest- und Maxi-
malrente ist zwar pro Monat hö-
her, auf das Jahr gerechnet stieg 

man mit der liechtensteinischen 
Version bisher aber um 770 bis 
1540 Franken besser aus. Nun 
könnte es ab 2026 umgekehrt  
zu Benachteiligungen kommen. 
Denn mit der Einführung einer 
13. AHV-Rente dürften Schwei-
zer Rentner – gemessen an den 
heutigen Mindest- und Maxi-
malrenten  – zwischen 455 und 
910 Franken mehr pro Jahr er-
halten.  

Das bewegte den Landtags-
abgeordneten Thomas Rehak zu 

einer Kleinen Anfrage im März-
Landtag. «Nachdem Liechten-
stein in den vergangenen Jahren 
ein Drittel der 13. AHV-Rente 
weginflationiert hat, werden die 
Bezüger einer liechtensteini-
schen AHV-Rente ab 2026 weni-
ger Rente bekommen als die 
schweizerischen AHV-Bezüger, 
was die Attraktivität des Wirt-
schaftsstandortes für Arbeitneh-
mer schmälern würde», fürchtet 
Rehak. Der DpL-Abgeordnete 
will von der Regierung wissen, ob 
man dieses Gefälle beheben will.  

Landtag habe  
Rentenhöhe in der Hand 
Gesellschaftsminister Manuel 
Frick betonte, dass die konkrete 
Höhe der AHV-Rente in Liech-
tenstein und der Schweiz im 
Jahr 2026 – und damit die tat-
sächliche Differenz – noch nicht 
bekannt sei. Die langfristige Si-
cherung der AHV wird die Poli-
tik im Herbst aber ohnehin be-
schäftigen. Die Regierung muss 
alle fünf Jahre prüfen lassen, 
wie sich die AHV-Reserven 
langfristig entwickeln werden, 
und allenfalls Massnahmen 
einleiten. «Die Regierung wird 
in diesem Rahmen abklären, 
was es in finanzieller Sicht lang-
fristig bedeuten würde, die 
liechtensteinische Mindestren-
te auf das voraussichtlich ab  
1. Januar 2026 höhere schwei-

zerische Niveau anzuheben», 
versprach Gesellschaftsminis-
ter Manuel Frick. Eine ent- 
sprechende Gesetzesanpassung 
könne aber nur durch den 
Landtag erfolgen.   

Die Schweiz rechnet auf-
grund der 13. AHV-Rente zu-
nächst mit Mehrkosten von  
4,1 Millionen Franken, die auf-
grund der anstehenden Pensio-
nierungen der «Babyboomer» 
aber weiter steigen werden. Um 
dies zu finanzieren, wäre unter 
anderem eine Erhöhung der 
Mehrwertsteuer möglich. Damit 
würde auch mehr Geld in  
der liechtensteinischen Staats-
kasse landen. Von einer Zweck-
bindung dieser Mehreinnahmen 
an die AHV rät die Regierung je-
doch einmal mehr ab, sie sieht 
hierin keinen Mehrwert. Viel-
mehr hat Liechtenstein solche 
Zweckbindungen, die in keiner 
Verbindung zum eigentlichen 
Mittelbedarf stehen, in den ver-
gangenen Jahren schrittweise 
aufgehoben. Die Einnahmen aus 
der Mehrwertsteuererhöhung 
würden aber in den allgemeinen 
Staatshaushalt fliessen und stün-
den damit auch für eine Finan-
zierung der AHV zur Verfügung, 
«sollte der Landtag eine Anpas-
sung der gesetzlichen Regelung 
wünschen oder beschliessen». 
 
Daniela Fritz

Rund 25 Millionen Franken an AHV-Renten «exportiert» die Schweiz nach Liechtenstein. Bild: D. Schwendener
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Der Bus gewinnt und niemand verliert? 
Pilotversuch soll Klarheit schaffen 
Bei den Haltestellen Ivoclar und Presta wird versuchsweise verhindert, dass Autos den Bus im Stau überholen. 

David Sele 
 
Pünktlichkeit ist für den öffent-
lichen Verkehr entscheidend. 
Wenn der Fahrplan nämlich 
nicht eingehalten werden kann, 
verpassen die ÖV-Nutzer mög-
licherweise den Anschluss zu 
anderen Verbindungen. Um die 
Attraktivität des öffentlichen 
Verkehrs zu steigern, hat die 
Regierung 2023 daher ein Bus-
bevorzugungskonzept präsen-
tiert und das Amt für Tiefbau 
und Geoinformation (ATG) mit 
der Umsetzung der Massnah-
men beauftragt. Seit Dienstag 
wird nun eine der im Konzept 
enthaltenen Sofortmassnahmen 
in einem Pilotversuch um- 
gesetzt: Bushaltestellen ohne 
Überholmöglichkeit. 

Buschauffeure schalten 
Ampel nur bei Stau auf Rot 
Konkret wurde bei den Bushal-
testellen Presta in Eschen und 
Ivoclar in Schaan eine Ampel 
vor den dort befindlichen Bus-
buchten aufgestellt. Während 
des Pilotversuchs können die 
Buschauffeure dieses Lichtsig-
nal selbstständig in Betrieb set-
zen, um zu verhindern, dass Au-
tos am Bus vorbeifahren, wäh-
rend dieser in der Busbucht 
steht um Fahrgäste ein- und 
aussteigen zu lassen. Die 
Ampel sollen die Buschauffeure 
aber nur dann aktivieren, wenn 

Stau herrscht. Das Ziel ist näm-
lich, dass der Bus seine Position 
in der Staukolonne nicht ver-
liert, während er die Bushalte-
stelle bedient. 

Somit wird in Verkehrszei-
ten ohne Stausituationen die 
Bushaltebucht normal, das 
heisst ohne Lichtsignal, be-
dient, sodass der haltende Bus 
vom motorisierten Individual-
verkehr überholt werden kann.  

Effektiv kein Zeitverlust  
für Individualverkehr 
Gemäss Busbevorzugungskon-
zept wird so eine effektive Bus-
bevorzugung erzielt, ohne dass 
andere Verkehrsteilnehmer be-
nachteiligt werden. Für Auto-
fahrer entsteht bei Stausitua-
tionen, zum Beispiel in der 
Hauptverkehrszeit, nämlich ef-
fektiv kein Zeitverlust, wenn 
sie hinter dem Bus warten müs-
sen. Grund für den Zeitverlust 
im Stau ist nämlich der Knoten-
punkt, der den Verkehr zum 
Stocken bringt. Während des 
Wartens hinter dem Bus erge-
ben sich vor dem Bus einige 
Meter freie Fahrbahn. Sobald 
der Bus weiterfährt, schliesst 
die Kolonne aber im Nu wieder 
zum Stau auf. Je länger die 
Wartezeit hinter dem Bus, des-
to kürzer die Wartezeit am 
Knotenpunkt, so die Theorie.  

Wie sich die Situation in der 
Praxis gestaltet, wird nun ge-

testet. Der Pilotversuch dauert 
voraussichtlich bis Mitte April. 
Währenddessen werden die 
Auswirkungen auf die Fahr-
planstabilität gemessen und es 
wird auch ausgewertet, wie 
und wann die Buschauffeure 
das Lichtsignal in Betrieb set-

zen, wie aus einer Mitteilung 
der Regierung vom Mittwoch 
hervorgeht. 

Verschiedene Varianten für 
dauerhafte Lösung 
Sollte sich zeigen, dass der  
Pilotversuch sich positiv auf  

die Fahrplanstabilität auswirkt, 
könnte eine dauerhafte bauliche 
Realisierung erfolgen. «Es be-
stünde dann die Möglichkeit, 
Sensoren zu installieren, welche 
die Verkehrssituation erfassen 
und die Lichtsignalanlagen bei 
Stausituationen automatisch in 

Betrieb setzen», schreibt die 
Regierung.  

Bis wann eine definitive 
Umsetzung realisierbar ist, las-
se sich zum jetzigen Zeitpunkt 
aber noch nicht sagen, erklärt 
Maximilian Rüdisser, General-
sekretär im Ministerium für  
Infrastruktur, auf Nachfrage. 
«Falls sich beispielsweise 
zeigt, dass die Busfahrerinnen 
und Busfahrer mit der selbst-
ständigen Auslösung der Licht-
signalanlage gut zurechtkom-
men und diese zum richti- 
gen Zeitpunkt auch einsetzen, 
dann wird die final implemen-
tierte Lösung eine andere sein 
als wenn man eben entspre-
chende Sensoren installieren 
muss, die eine allfällige Stau-
bildung erkennen und dann 
die Ampelanlage automatisch 
in Betrieb setzen», so Rü- 
disser.  

Verlängerung des  
Pilotversuchs möglich 
Es ist gemäss Rüdisser aber 
auch denkbar, dass der Pilot-
versuch verlängert und bis zur 
Realisierung einer definitiven 
Lösung beibehalten wird. Dies 
aber selbstredend nur, wenn 
ein positiver Effekt für die 
Fahrplanstabilität der Liemo-
bil erzielt wird. Relevant sei 
auch, inwiefern die Lösung bei 
allen Verkehrsteilnehmenden 
auf Akzeptanz stösst. 

Wenn kein Stau herrscht, können Autos den wartenden Bus weiterhin überholen. Bild: Daniel Schwendener


